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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

Im Rahmen der Vernehmlassung zum Bericht «Grundziige der Raumordnung
Schweiz», mit dem das Bundesamt flr Raumplanung Impulse gegen die Zersiedelung
geben wollte, und der moglicherweise in eine Totalrevision des RPG munden soll,
gingen vorwiegend «Ja aber»-Stellungnahmen ein. Verschiedene landliche Stéande
empfanden das Raumordnungskonzept eines vernetzten Stadtesystems und einer
verstarkten Funktionsteilung der Wirtschaftsraume als zu «stadtelastig» und
kritisierten, dass die landlichen Rdume und Berggebiete einmal mehr als wirtschaftlich
vernachlassigbare Erganzungsrdume und Natur- und Erholungsgebiete fur die
stadtischen Zentren dargestellt und behandelt wirden. Die Regionalkonferenz der
Nordwestschweizer Regierungen beflirchtete eine zu grosse Konzentration auf den
Ballungsraum Zurich. Die Bundner Regierung warf dem Bund ausserdem vor, den
verfassungsmassigen Grundsatz zu missachten, wonach die Kompetenz und die
Verantwortung fur die Raumordnung den Kantonen mit ihren Richt- und
Nutzungsplanen zustehen. Die Parteien kritisierten die Unverbindlichkeit der Ziele und
den fehlenden Praxisbezug des Entwurfs. So hatte sich die SP klare zeitliche Angaben
zur Verwirklichung der Kostenwahrheit im Verkehr gewlinscht, und die FDP vermisste
Ansatze zu Férderung der Wirtschaftsstandorte. '

In Erflllung des Postulats Héche (sp, JU), das einen Bericht liber die Rolle der
bundesnahen Unternehmen bei der Entwicklung der Berggebiete und der landlichen
Regionen gefordert hatte, wertete der Bund die Anzahl Arbeitsplatze und das regionale
Engagement bundesnaher Unternehmen sowie verschiedene Kennzahlen zu
Dienstleistungen im Bereich Beschaffung und Grundversorgung aus. Aufgrund der
gewahlten Untersuchungsebene der Kantone wurden Uri, Obwalden, Nidwalden, Glarus,
Appenzell Ausserrhoden, Appenzell Innerrhoden, Graubinden, Tessin, Wallis,
Neuenburg und Jura als «Berggebiete und landliche Raume» definiert und waren
Gegenstand der Untersuchung. So flossen landliche Gebiete in anderen Kantonen, etwa
solche in Bern, nicht in die Untersuchung mit ein, womit die Untersuchungseinheit
nicht deckungsgleich ist mit derjenigen im Bericht «Politik des Bundes fur die
landlichen Rdume und Berggebiete». Der Bericht zum Postulat Héche folgert, dass sich
in den untersuchten Kantonen wichtige Standorte bundesnaher Betriebe befinden und
es in Bezug auf den erfolgten Stellenabbau keine Benachteiligung fir landliche Raume
und Berggebiete im Vergleich zu stadtischeren Gebieten gebe. Ferner wirden sich die
Unternehmen bereits zum aktuellen Zeitpunkt erheblich und gezielt fir die Entwicklung
der Berggebiete und landlichen Rdume einsetzen. Aufgrund dessen sah der Bundesrat
keinen Handlungsbedarf zur Anpassung der strategischen Ziele oder zum Beschluss
neuer Massnahmen. ?

1) BUZ, 28.4.95; Bund, 3.5.95; NZZ, 8.5.95; SGT, 23.5.95; BaZ, 29.5.95.
2) Bericht BR vom 30.11.18
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